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Das Policy Paper möchte Jugendberufsagenturen 

stärken, ausgehend von bereits vorhandenen Best-

Practice-Beispielen Qualitätsstandards definieren 

und Vorschläge machen, wie Politik Jugendberufs-

agenturen stärken kann.

Für die im Koalitionsvertrag vorgesehenen Jugend-

berufsagenturen gibt es eine Vielzahl von Beispielen 

bzw. Formen der praktischen Umsetzung vor Ort. 

Das Policy Paper benennt aus der Vielfalt von Bei-

spielen der praktischen Umsetzung vor Ort Erfolg 

versprechende Kriterien für die Kooperation der 

Rechtskreise.

Warum wir Jugendberufsagenturen brauchen

Jugendberufsagenturen tragen dazu bei, junge Men-

schen mit Startschwierigkeiten an der Schwelle zum 

Berufsleben zu stärken und ihnen individuelle berufliche 

Perspektiven zu eröffnen. Dabei ist es das Ziel, dass 

jeder junge Mensch nach Möglichkeit einen voll qualifi-

zierenden Berufsabschluss erreicht. Eine nachhaltige 

Integration in den Arbeitsmarkt liegt im Interesse junger 

Menschen (gelingende Lebensentwürfe), der Wirtschaft 

(Fachkräftesicherung) und der Gesellschaft (ökonomi-

sche und soziale Stabilität).

Laut Bundesinstitut für Berufsbildung waren im  

Jahr 2015 über 81.790 junge Menschen am Stichtag  

30. September als Ausbildung suchend gemeldet. Ferner 

begannen 2015 rund 270.000 junge Menschen eine 

Maßnahme im Übergangsbereich. Fast 1,3 Millionen  

der 20- bis 29-Jährigen verfügen über keinen Berufs

„Flächendeckend einzurichtende Jugendberufsagenturen sollen die Leistungen nach den Sozialgesetzbüchern II, 

III und VIII für unter 25-Jährige bündeln.” (Koalitionsvertrag 2013) 

abschluss. Gleichzeitig bleiben fast 41.000 Ausbildungs-

plätze unbesetzt. Das BIBB identifiziert zunehmende 

Passungsprobleme mit vielfältigen Ursachen: Von 

regionalen und branchenbezogenen Abweichungen von 

Angebot und Nachfrage auf dem Ausbildungsmarkt, 

Imageproblemen in bestimmten Berufsfeldern über 

schwierige individuelle Berufsfindungsprozesse bis hin 

zu psychosozialen Problemlagen. 

Je komplexer die Problemlagen junger Menschen  

sind, die besonderer Hilfestellung bedürfen, desto 

differenzierter wird die vom Gesetzgeber zur Verfügung 

gestellte Unterstützung (SGB III, SGB II, SGB VIII). 

Nicht selten bleiben Potenziale aufgrund schwieriger 

Abstimmungsprozesse ungenutzt, und vorhandene 

Mittel werden nicht effizient genug eingesetzt. 

Junge Menschen benötigen abgestimmte Förderstruk

turen und Unterstützungsangebote, die sie in ihrer 

Entwicklung fördern und ihnen individuell tragfähige 

Zugänge ins Erwerbsleben eröffnen. Auf Seiten der 

Betriebe benötigen vor allem kleine und mittlere Unter-

nehmen Unterstützung bei der Rekrutierung passender 

Auszubildender und vor dem Hintergrund einer zuneh-

mend heterogenen Jugendgeneration eine Begleitung 

bei Fragen der Gestaltung und Umsetzung von Aus

bildung. 

Als Antwort darauf gibt es in den Städten und Land

kreisen eine Vielzahl von Kooperationsformen der 

Akteure unterschiedlicher Rechtskreise. Zudem hat  

die Bundesagentur für Arbeit im Jahr 2010 das Arbeits-

bündnis „Jugend und Beruf” initiiert, mittlerweile gibt  

es im Bundesgebiet weit über 200 dieser Bündnisse,  

die auch unter dem Sammelbegriff „Jugendberufs

agenturen” geführt werden.

Einleitung
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Jugend

Im Fokus der Arbeit der Jugendberufsagentur stehen 

junge Menschen mit ihren individuellen Lebens- und 

Berufswegplanungen. Persönliche Eigenständigkeit  

und gesellschaftliche Integration sind übergeordnete 

Entwicklungsaufgaben, bei denen junge Menschen  

auf ihrem Weg in Ausbildung und sozialversicherungs

pflichtige Beschäftigung unterstützt werden sollen. 

Beruf

Die Begleitung junger Menschen in Ausbildung und 

sozialversicherungspflichtige Beschäftigung sowie die 

damit verbundene Sicherung des Fachkräftebedarfs  

der Wirtschaft sind die Kernziele einer verbesserten 

Zusammenarbeit in den unterschiedlichen Formen  

einer Jugendberufsagentur. Diese Ziele werden durch 

das Zusammenführen individueller Interessen und 

Potenziale junger Menschen mit den Anforderungen  

der Berufe und Bedarfen der Betriebe verwirklicht. 

Agentur

Die Kernziele sollen durch die rechtskreis- und 

organisationsübergreifende Zusammenarbeit aller  

Verantwortlichen in einer Agentur erreicht werden.  

Die Kooperationsformen können aufgrund der lokalen 

Gegebenheiten sehr unterschiedlich ausgestaltet sein. 

Sie sollten aber wesentliche Standards berücksichtigen, 

um der anspruchsvollen Zielsetzung gerecht werden  

zu können. Das Agenturmodell folgt einem Dienst

leistungsverständnis, das die Stärken der jeweiligen  

Stellen bündelt und Abstimmungsprozesse im Sinne 

tragfähiger Lösungen intensiviert.

Definition 
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Empfehlung 1

Jugendberufsagenturen weiter entwickeln 

 und flächendeckend einrichten

Die rechtskreisübergreifende Kooperation im Sinne  

einer Jugendberufsagentur bündelt und optimiert 

Unterstützungsstrukturen unterschiedlicher Rechts- 

kreise und Akteure, um eine passgenaue Förderung 

junger Menschen (Prinzip „Hand in Hand”) auf dem  

Weg in berufliche Integration zu ermöglichen. Allge-

meinbildende und berufsbildende Schulen sind zentraler 

Partner der Zusammenarbeit. Entsprechende flächen­

deckende Implementierungsprozesse sollten weiter 

gestärkt werden, indem Jugendberufsagenturen in  

die einschlägigen Regelungen zur Abstimmung und 

Zusammenarbeit in die SGB II, III und VIII als Kann-

Leistung explizit aufgenommen werden.

Empfehlung 2

Qualität der Kooperation sicherstellen

Die Kooperation zwischen den verantwortlichen Fach

leuten der unterschiedlichen Rechtskreise sowie die 

Zusammenarbeit mit weiteren Stellen und Akteuren 

bedürfen verbindlicher Verabredungen. Diese sollten  

auf Basis von grundlegenden Standards erfolgen, die  

im Zuge der gesetzlichen Vorgabe zur Einrichtung von 

Jugendberufsagenturen auf Basis von Ermächtigungen 

durch die zuständigen Behörden einvernehmlich  

geregelt werden sollten.

Empfehlung 3

Förderung und Finanzierung weiterentwickeln

Eine Abstimmung der beteiligten Träger über die 

Angebote eröffnet neue, auch gemeinsame Handlungs-

ansätze für die Arbeit mit jungen Menschen. Die bereits 

heute schon zur Verfügung stehenden Möglichkeiten 

eines gemeinsamen Finanzierungs- und Gestaltungsrah-

mens sollten intensiver genutzt werden. Dabei darf es 

aber nicht zu einer einseitigen Verschiebung finanzieller 

Lasten hin zur Finanzierung gesamtgesellschaftlicher 

Aufgaben über Beitragsmittel kommen.

Empfehlung 4

Jugendhilfe in der Jugendberufsagentur verankern

Das abgestufte Stärkungs-System der Jugendhilfe 

für junge Menschen, die allein durch die Förderange-

bote der Grundsicherung und der Arbeitsförderung 

nicht ausreichend gefördert werden können, muss 

integraler Bestandteil der Jugendberufsagenturen 

sein und bedarf auch der finanziellen und personel-

len Verankerung.

Empfehlung 5

Beteiligung junger Menschen als Grundstandard 

der gemeinsamen Arbeit

Mit dem Standard der Partizipation junger Menschen, 

die von persönlicher Mitwirkung über Projektinitiati-

ven bis hin zu Gremienstrukturen reichen kann, 

sollten Jugendberufsagenturen jungen Menschen 

grundsätzlich die Chance bieten, eine Jugendberufs-

agentur mit ihren Dienstleistungsstrukturen auch als 

ihr eigenes Anliegen (als individuelle und persönliche 

Unterstützung) zu begreifen, die ihre aktive Beteili-

gung gleichermaßen berücksichtigt und einfordert.

Empfehlungen im Überblick
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Empfehlung 1

Jugendberufsagenturen weiter entwickeln  

und flächendeckend einrichten

Systematische Implementierung und Qualitäts­

entwicklung

Wenn noch keine der Jugendberufsagentur entsprechen-

de Form der Zusammenarbeit in der Region existiert, 

sollten Implementierungsprozesse unter Beteiligung 

aller Akteure angestoßen werden. Dieses Ziel wird  

durch die Aufnahme der Jugendberufsagenturen in die 

einschlägigen Regelungen zur Abstimmung und Zusam-

menarbeit in die SGB II, III und VIII als Kann-Leistung 

unterstrichen. Bereits bestehende Kooperationen werden 

dadurch weiter gestärkt.

Die Vielzahl der regionalen Koordinierungsstellen im 

Bereich des Übergangs von der allgemeinbildenden 

Schule in Ausbildung und Berufsleben (Kommunale 

Koordinierungsstellen, Regionales Übergangsmanage-

ment, etc.), sollten aktiv einbezogen werden. Jugend

berufsagenturen werden so zu einem wichtigen Teil  

der operativen Strukturen eines regionalen Systems für 

junge Menschen auf dem Weg in eine Ausbildung oder 

Beschäftigung. Doppel- und Parallelstrukturen können 

so vermieden werden.

Unverzichtbare Elemente einer Jugendberufsagentur

1.	 Hilfsangebote bündeln und weiterentwickeln 

Im Mittelpunkt stehen das SGB III und das SGB II für 

den Bereich der Arbeitsmarktpolitik und das SGB VIII 

für die Jugendhilfe sowie die allgemeinbildenden und 

berufsbildenden Schulen, ferner die SGB IX und XII.  

Die zuständigen Institutionen und die dort arbeitenden 

Fachkräfte haben das gemeinsame Ziel, junge Menschen 

in Ausbildung und Beschäftigung zu bringen. Zur Ver-

meidung von Reibungsverlusten und Brüchen im Inte

grationsprozess werden im ersten Schritt vorhandene 

Hilfeangebote gebündelt und im zweiten Schritt beste-

hende Fördersettings und -angebote qualitativ weiter 

entwickelt. So sollen ein gemeinsames Vorgehen bei  

der Integration erreicht, Förderlücken geschlossen und 

Doppelförderungen vermieden werden.

2.	 „Unter einem Dach”  

ABER: Keine neue Institution/Behörde 

Dieser Leitsatz aller Formen einer Jugendberufsagentur 

bedeutet, dass die Arbeit einer Jugendberufsagentur 

nach dem Motto „Hand in Hand” erfolgen sollte. 

Jugendberufsagenturen sind keine neuen Organisatio-

nen im Sinne einer eigenständigen Institution, sondern 

zielen auf eine verbindliche Zusammenarbeit der rele-

vanten Akteure. Dem in erster Linie inhaltlichen Ansatz 

„unter einem Dach” entspricht im Idealfall auch die 

räumliche Gestaltung der Jugendberufsagentur als 

gemeinsame Anlaufstelle, beispielsweise in Begegnungs-

stätten für Jugendliche oder in einer zentralen, behörd

licherseits etablierten Anlaufstelle.

3.	 Zielgruppen 

Die Jugendberufsagentur sollte sich an alle jungen 

Menschen richten, die sich aus der Schule heraus orien-

tieren, Bedarf an Beratung und Unterstützung haben 

oder am Ausbildungs- und Arbeitsmarkt ohne Perspek

tive sind. Dafür sollte die Altersgruppe der 14- bis 

27-Jährigen in den Blick genommen werden. Keinesfalls 

soll jedem jungen Menschen der „gesamte Instrumen-

tenkasten” aller beteiligten Organisationen angedient 

werden, sondern Ziel ist ein auf individuelle Bedürfnisse 

eingehendes Hilfsangebot. Ein Großteil der jungen Men-

schen wird mit punktueller Beratung und Unterstützung 

seinen Weg machen. Umso dringlicher ist die Fokussie-

rung der vorhandenen Ressourcen auf die jungen Men-

schen mit zahlreichen Risiken, die bisher nicht oder nur 

unvollständig erreicht werden.

4.	 Zielgruppen erreichen 

In ländlichen Regionen sollten alternative Umsetzungs-

möglichkeiten gefördert werden, wie z. B. virtuelle Kon-

ferenzen, Sprechstunden an Schulen, vor allem auch 

aufsuchende Hilfen für junge Menschen, die ansonsten 

nicht erreicht werden. Die Arbeitsweise einer Jugend

berufsagentur sollte generell sowohl eine Gehstruktur – 

z. B. durch Präsenz im Zuge der Berufsorientierung an 

Schulen – als auch eine Kommstruktur durch Beratungs-

angebote an einem jugendgerechten Ort beinhalten.  

Da viele junge Menschen die Schule bereits absolviert/

verlassen haben, sind auch Angebote der Beratung/

Unterstützung unabhängig von Schule weiterzuentwi-

ckeln. 

Empfehlungen im Detail 
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5.	 Abgestuftes Beratungs- und Unterstützungssystem 

Es ist eine Kernaufgabe der Akteure, die im Sinne des 

Jugendberufsagentur-Konzeptes zusammen arbeiten, 

aus den bestehenden Instrumentarien die jeweils pas-

senden Angebote zu identifizieren und einzuleiten.  

Dabei sollen Jugendberufsagenturen bereits während 

der Berufsorientierung an Schulen auf ihr Angebot auf-

merksam machen und besondere Orientierungshilfen im 

Rahmen ihrer Arbeit anbieten können. Besteht nach der 

Schule Beratungs- oder Unterstützungsbedarf, bieten 

Jugendberufsagenturen punktuelle, im Bedarfsfall auch 

umfassende Förderangebote bis hin zu längerfristiger 

Beratung und Begleitung. Die Beratungstätigkeit endet 

im idealen Fall mit dem gelungenen Übergang in eine 

Ausbildung und stabile sozialversicherungspflichtige 

Beschäftigung.

Empfehlung 2

Die Qualität der Kooperation sicherstellen

Die flächendeckende Einführung neuer Jugendberufs-

agenturen sollte, ebenso wie die Weiterentwicklung 

bestehender Kooperationen, auch weiterhin entlang 

regionaler Gegebenheiten in gemeinsamer Verantwor-

tung der örtlichen Akteure umgesetzt werden. Die hier-

für notwendigen Gestaltungsaufgaben sollten durch kla-

re Rahmenvorgaben erleichtert werden. Um verbindliche 

Verabredungen zu Strukturen und Prozessen in der 

Jugendberufsagentur zu fördern, sollten dazu grundle-

gende Standards bestimmt werden. 

Diese Standards sollten im Zuge der in diesem Papier 

vorgeschlagenen gesetzlichen Regelungen zur Einrich-

tung von Jugendberufsagenturen (s. Empfehlung 1)  

auf Basis von Ermächtigungen durch die zuständigen 

Behörden einvernehmlich geregelt werden. Wesentlich 

sind hier die leitenden Arbeitsprinzipien (wie etwa die 

Partizipation der jungen Menschen, genderbezogene 

Angebote etc.), die Qualifikation der Fachkräfte, die 

Steuerung unter Einbindung der Gremien aus den jewei-

ligen Rechtskreisen und entsprechende rechtskreisinter-

ne und übergreifende Zielvereinbarungen. Ein bundes-

weiter Erfahrungsaustausch sollte, z. B. durch (online) 

Begleitstrukturen, Qualitätsentwicklungsprozesse auch 

zentral fördern. Jugendberufsagenturen, den Grund

sätzen von Wirkung und Wirtschaftlichkeit verpflichtet, 

müssen wie die Strukturen und der Instrumenteneinsatz 

der SGB II,III und VIII regelmäßig evaluiert werden. 

1.	 Im Fokus: Dienstleistungsorientierung 

Nicht nur eine bessere Kooperation, sondern auch  

die angemessene Berücksichtigung der Perspektive 

junger Menschen und Dienstleistungsorientierung sind 

unabdingbar. Bereits die Gestaltung des Ortes und die 

Öffnungszeiten müssen zielgruppengerecht ausgerichtet 

sein. Die beste Kooperation ist wenig zielführend, wenn 

die jungen Menschen nicht erreicht werden. Typisch 

behördliche Strukturen müssen überwunden werden,  

so müsste beispielsweise über Erreichbarkeit, z. B. an 

späten Nachmittagen oder Abenden, nachgedacht wer-

den, um sowohl Jugendliche als auch Eltern und Lehr-

kräfte besser anzusprechen.

2.	 Kernelemente der Kooperation

Von entscheidender Bedeutung für den Erfolg sind die 

Entwicklung eines gemeinsamen Verständnisses der 

komplexen Aufgabe und eine wertschätzende Kultur in 

der Zusammenarbeit der verschiedenen Akteure. Koope-

ration wird dann sinnvoll und erfolgreich, wenn für alle 

Beteiligten erkennbar wird, dass ihr gemeinsames Han-

deln auf Basis ihrer jeweiligen Verantwortungsbereiche 

und ihrer Handlungsgrundsätze zu mehr Erfolgen bei  

der beruflichen Integration junger Menschen führt.

Eine gestaltende und abgestimmte Zusammenarbeit  

der Rechtskreise erfordert im Bedarfsfall auch einen 

direkten (datenschutzkonformen) Informationsaus-

tausch, ein abgestimmtes Fallmanagement und eine 

Schweigepflichtentbindung seitens der jungen Men-

schen. Wenn notwendig, sollte es ein abgestimmtes 

Beratungskonzept geben, das professionellen Ansprü-

chen wie z. B. dem eines sozialpädagogisch fundierten 

Case Managements und geeigneten Standards für 

Beratungsqualität folgt. Das Konzept sollte zudem  

bei besonders schwierigen Lebenslagen eines jungen 

Menschen gemeinsame, strukturierte Fallkonferenzen 

bzw. Fallübergaben vorsehen.



8  |  Jugendberufsagenturen

3.	 Intensivierte Kooperation nach innen und außen

Die Jugendberufsagentur sollte sich als Servicestelle 

beim Übergang junger Menschen mit besonderem 

Unterstützungsbedarf in Ausbildung und Arbeit verste-

hen bzw. als solche ausgebaut werden. Dafür ist die 

Einbeziehung vorhandener Ressourcen in den beste

henden Strukturen von großer Bedeutung.

Die Integration von vorhandenen Angeboten wie des 

Arbeitgeberservice, der Reha-Beratung oder der Beauf-

tragten für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt (z. B.  

für Fragen der Gestaltung von Teilzeitausbildung) sollte 

obligatorisch für die Fachkräfte der Jugendberufsagentur 

sein. 

Durch eine verbindliche Zusammenarbeit mit den 

relevanten Akteuren und Gremien in der Region sollen 

Parallelstrukturen vermieden und Ressourcen gebündelt 

werden. Dabei sind vorhandene Strukturen, die über 

Bundes- oder Länderprogramme (z. B. „Jobstarter”, 

„Kein Abschluss ohne Anschluss” in NRW) in der Region 

aufgebaut wurden, zu berücksichtigen.

4.	 Enge Kooperation kann Sanktionen überflüssig 

machen

Durch die enge Zusammenarbeit der Rechtskreise 

besteht die Möglichkeit, Sanktionen für junge Menschen 

überwiegend zu vermeiden, indem bereits frühzeitig 

gemeinsam den Gründen für das Handeln der Jugend

lichen nachgegangen wird, Lösungswege sowie ggf.  

eine abgestimmte Hilfeplanung mit prozessorientierter 

Beratungsunterstützung entwickelt werden. Zugrunde 

liegt auch hier das Prinzip des „Förderns und Forderns”, 

dessen Erfolg vom aktiven Mitwirken des einzelnen 

jungen Menschen abhängt. Soweit dennoch Sanktionen 

verhängt werden müssen, bieten die Akteure der Ju- 

gendberufsagenturen den jungen Menschen passende, 

auf den individuellen Fall bezogene Förderangebote.

5.	 Professionalisierung der Rahmenbedingungen des 

Arbeitens

Zur Erfüllung der Anforderungen an eine rechtskreis-

übergreifende Zusammenarbeit ist eine entsprechende 

Personalqualifizierung/Professionalisierung und Weiter-

bildung der Fachkräfte unabdingbar. Um die Interessen 

der Jugendlichen wie aber auch der Betriebe in den Blick 

zu nehmen, sind für die Arbeit der Jugendberufsagentur 

auch fundierte Kenntnisse der Bedürfnisse der Betriebe 

notwendig.

Im Fokus steht auch die Entwicklung eines gemeinsa-

men Aufgabenverständnisses und einer gemeinsamen 

Handlungskultur. Damit sind auch entsprechende Res-

sourcen erforderlich. Fachkräfte benötigen auf Lang

fristigkeit angelegte Arbeitsbedingungen. Ein adäquater 

Betreuungsschlüssel ist ein wichtiger Erfolgsfaktor für 

einen professionellen Handlungsrahmen.

Empfehlung 3

Förderung und Finanzierung weiterentwickeln

1.	 Mitteleinsatz

Damit aufgrund der unterschiedlichen Verantwortlich

keiten der Träger einer Jugendberufsagentur nicht iso-

lierte Einzelmaßnahmen geplant werden, ist eine enge 

Abstimmung über jeweils einzubringende Mittel für 

Maßnahmen und Aktivitäten bis hin zu gemeinsam 

finanzierten Angeboten erforderlich. Damit können auch 

Angebote für einzelne junge Menschen oder für kleinere 

Gruppen gestaltet und in gemeinsamer Verantwortung 

beschafft werden, z. B. im Rahmen von gemeinsamen 

Projektfinanzierungen, personenbezogener Förderung 

durch Gutscheine und freihändigen Vergaben im Bereich 

der SGB II und III. Diese bereits bestehenden Möglich-

keiten sollten intensiver genutzt werden. Dazu sollte  

die Schaffung eines eigenen Budgets in den einzelnen 

Rechtskreisen für die Arbeit in den Jugendberufsagen

turen mittelfristig ermöglicht werden. Dabei darf es kei-

ne Verschiebung der finanziellen Lasten hin zur beitrags­

finanzierten Arbeitslosenversicherung geben. Fachkräfte, 

die in der Jugendberufsagentur tätig werden, können  

so flexibler auf gemeinsame Handlungserfordernisse 

reagieren ohne die finanzielle Eigenständigkeit ihres 

Rechtskreises zu verlassen. Sie verfügen damit sowohl 

über Mittel für den individuellen Einzelfall als auch für 

längerfristig angelegte Strukturen und Förderangebote.

2. Zugang und Laufzeit

Der Zugang für junge Menschen zu bestimmten Maß-

nahmen erfolgt über die Vermittler und Berater in der 

Jugendberufsagentur. Das Eingliederungsbudget im  
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SGB II sollte grundsätzlich so ausgestaltet sein, dass 

mehrjährige (Förder-) Verpflichtungen, wie z. B. bei  

der Assistierten Ausbildung oder der außerbetrieblichen 

Berufsausbildung, grundsätzlich für junge Menschen in 

besonders schwierigen Lebenslagen möglich sind. 

3. Monitoring und Steuerung

Die systematische Erfassung und Beobachtung der 

bildungsbiografischen Verläufe der jungen Menschen 

über den Einflussbereich einzelner Rechtskreise hinaus, 

spielen eine bedeutende Rolle für die Weiterentwicklung 

und Anpassung des rechtskreis- und organisationsüber-

greifenden Agierens der Jugendberufsagenturen. Ein 

solches, regionales Monitoring der Übergangssituation 

junger Menschen, bildet die Grundlage für adäquate 

Förderangebote, für alle jungen Menschen im Bereich 

einer Jugendberufsagentur. 

4. Qualifizierte Berufsausbildung hat immer Vorrang

Vorrangiges Ziel der Arbeit in den Jugendberufsagen

turen ist die Heranführung junger Menschen an eine 

qualifizierte Berufsausbildung oder sozialversicherungs-

pflichtige Tätigkeit für die jungen Menschen, die eine 

Ausbildung erfolgreich abgeschlossen haben.

Empfehlung 4

Jugendhilfe in der Jugendberufsagentur verankern

Die Angebote und die Kultur der Jugendhilfe können in 

besonderer Weise zu einer erfolgreichen Ausbildung und 

beruflichen Integration trotz schwieriger Voraussetzun-

gen beitragen. Vor allem die Jugendsozialarbeit nach 

SGB VIII unterstützt junge Menschen mit hohen Lebens-

risiken. Dabei beinhaltet die Jugendhilfe einen besonde-

ren Schutz- und Förderauftrag für junge Menschen, die 

mit den Förderangeboten der Grundsicherung und der 

Arbeitsförderung (noch) nicht oder nicht mehr erreicht 

werden. Auch bieten die Jugendarbeit und die Hilfen  

zur Erziehung oftmals entscheidende Zugänge zu dieser 

Zielgruppe. 

Den Aufgaben der Jugendhilfe sollte eine gesicherte 

Finanzierung innerhalb einer Jugendberufsagentur ent-

sprechen. Hier sind zuvorderst die Kommunen und die 

Länder gefordert. Um ein darüber hinaus verstärktes 

Engagement der Jugendhilfe im Rahmen der Jugendbe-

rufsagenturen zu ermöglichen, ist ein aus Steuermitteln 

finanziertes Bundesprogramm geeignet.

Es sollte überprüft werden, ob hierzu das Kooperations-

verbot zwischen Bund und Ländern zum besonderen 

Zweck der Förderung der Einbeziehung der Jugendhilfe 

in die Arbeit der Jugendberufsagenturen aufgehoben 

werden kann.

Empfehlung 5

Beteiligung junger Menschen als Standard der 

gemeinsamen Arbeit 

Die systematische Beteiligung der jungen Menschen ist 

ein zentraler Erfolgsfaktor, um das handlungsleitende 

Ziel der Zusammenarbeit in den Jugendberufsagenturen 

„Gemeinsam mehr erreichen” auch gemeinsam mit den 

jungen Menschen verwirklichen zu können. Partizipation 

ist die beste Grundlage, um junge Menschen zu motivie-

ren und stabile Übergänge in den Beruf zu erreichen.

Die Normen und die Praxis aus dem Bereich der Jugend-

hilfe bieten für die Partizipation junger Menschen und 

ihre Eltern einen langjährig erprobten Orientierungsrah-

men. Gesetzlich geregelt sind darin Mitgestaltung, Recht 

auf Beteiligung bei sie betreffenden Entscheidungspro-

zessen und das „Wunsch- und Wahlrecht” bezogen auf 

Unterstützungsangebote. Über ihre aktive Beteiligung 

können junge Menschen ihre Erfahrungen, ihr Engage-

ment und ihre Gestaltungskraft projektbezogen und im 

Rahmen von Gremienarbeit wie z. B. Jugendbeiräten, in 

die Arbeit der Jugendberufsagentur einbringen.

Die Partizipation von jungen Menschen ist in der 

Kooperationsvereinbarung vor Ort (als Grundlage einer 

Zusammenarbeit im Sinne der Jugendberufsagentur)  

als Soll-Vorgabe zu verankern. Damit wird jungen Men-

schen signalisiert, dass Jugendberufsagenturen Dienst-

leistungsstrukturen sind, die ihre Entwicklung und ihre 

berufliche und gesellschaftliche Integration individuell 

unterstützen.
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